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Die Preisträger 2000: Kurt Dohle, Peter Frau­
en, Krombacher und Hornbach. Die Preisträger 
im Porträt ab Seite 34 

Wachstumskurs: Mit Naturgenuss kommen Ös­
terreichs Hersteller in Deutschland sehr gut an. 
Im Service ab Seite 69 
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High-Speed: Schneller als erwartet starten die 
Business-to-Business-Aktivitäten der Branche. 
Ein Überblick ab Seite 57 
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Spar Handels AG: Zusagen nicht er­
füllt. Geduld der Kaufleute ist er­
schöpft. Handelsvereinigungen set­
zen Vorstand unter Druck. 6 

Ruefach: Die Kooperationsgesell­
schaft bereitet den Schulterschluss 
mit Interfunk vor. Spekulationen um 
Altgesellschafter Dieseldorff. 1 0 
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Genossenschaft Deutscher Brunnen: 
PET-Gebinde soll den Mitgliedern zu 
einem wettbewerbs fähigen Sortiment 
verhelfen. 12 

Bacardi: Nach dem Distributions­
wechsel zweier bedeutender Marken 
zieht das Unternehmen positive Zwi­
schenbilanz. 12 
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Thien-Gruppe: Nach Schließung in 
Eisenhüttenstadt erhebliche Proble­
me auch in Eberswalde. 18 

Bernard Matthews: Sara Lee zeigt In­
teresse an Putenverarbeiter. 18 

Henkell: Pilo ro'ekt für Sektgrund-

"Kräftiger Ruck" für Edeka 
Neuer Edeka-CheJ will Gesamtkonzeption vorlegen - Hohe Erwartungen in den Regionen 

Franlifurt, 2. November. Die Erwartun­
gen an den neuen starken Mann an der 
Edeka-Spitze, den langjährigen Nord­
bayern-Chef Hermann Ruetz, sind hoch. 
Einen "kräftigen Ruck" versprechen 
sich Genossen wie Geschäftsführer für 
die Gruppe, die zuletzt immer häufiger 
im Reformstau stecken geblie~en zu sein 
schien. Die Mission des Vorstandsvor­
sitzenden gleicht einem beispiellosen 
Kraftakt. 

Über mangelnden Beifall kann sich Her­
mann Ruetz dieser Tage nicht beklagen. 
Allenthalben begleiten den als durchset­
zungsstark geachteten Bayern große Zu­
stimmung und Solidaritätsbekundungen 

Dohle vollzieht 
Generationswechsel 
Franlifurt, 2. November. In der Füh­
rungsspitze der Dohle-Handelsgruppe 
wird zum Jahresende der Generations­
wechsel vollzogen. Klaus Dohle, Sohn 
des langjährigen Geschäftsführenden 
Gesellschafters Kurt Dohle, wird 

auf seinem Weg in die Hamburger Zen­
trale. "Die Gruppe wird ein gutes Stück 
voran kommen", zeigt sich ein Regional­
Chef erleichtert. Und auch die Mitarbei­
ter in der hanseatischen Verwaltung at­
men auf. Bei seinem Antrittsbesuch in der 
vergangenen Woche, berichten Teilneh­
mer, hatte Ruetz ein klares Signal gesetzt: 
Die Zentrale wird gestärkt. 

Wie lang die Begeisterungsstürme an­
halten, wird sich ab Mitte Januar zeigen, 
wenn der neue Hausherr das Zepter über­
nimmt. Über Details, mit welcher Kon­
zeption die Edeka intern umstrukturiert, 
strategisch neu aufgestellt und die Regio­
nen zu schlagkräftigeren operativen Ein­
heiten zusammengeführt werden sollen, 

schweigt Ruetz derzeit eisern. Zuerst 
werde er die Verwaltungsräte und Ge­
schäftsführer informieren, lässt er wis­
sen. Mit kleinen Schritten wird er sich 
freilich nicht zufriedengeben. "Ich habe 
eine Gesamtkonzeption", sagt er gegen­
überderLZ. 

Die Agenda der zu bewältigenden 
Aufgaben ist lang. Allen voran erwarten 
die Genossen von ihm, dass er nach den 
ermüdenden Diskussionen über einen na­
tionalen Einkauf endlich Nägel mit Köp­
fen macht und die Regionen auf eine ver­
bindliche Leistung einschwört. "Wir wer­
den dann auch Kompetenzen abgeben 

Fortsetzung auf Seite 3 

Strahlende Ge­
sichter: Die Preis­
träger der Stif­
tung Goldener 
Zuckerhut vor 
der heutigen 
Preisverleihung 
in Berlin. Ausge-

'11 
::0 
:P ::t 

----------------------_%~ '" .JC: " 
ZITAT " " c: :z 

:1J 
"Eine histori­
sche Chance 
fiir das Zusam­
menspiel 
Hersteller;: 

·4 0 
~ 

Händler" 

Zygmunt Mierdorf, Metro-Vorstand, zu 
B2B-Marktplätzen im Internet 
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Franlifurt, 2. November. Gerber Foods, Ul 
einer der größten Eigenmarken-Liefe-~ 
ranten von Fruch.tgetränken in Großbri­
tannien (Umsatz: 1,6 Mrd. DM), steht 11 
kurz vor dem Erwerb der Holsten-Toch-
ter Emig. Die Verkaufsverhandlungen 
waren bis Redaktionsschluss der LZ je­
doch noch nicht abgeschlossen. Dem 
Vernehmen nach hat Gerber Interesse 
am Fruchtgetränkegeschäft von Emig, 
auf das etwa zwei Drittel des Gesamtab­
satzes (1999: 10,4 Mio. hllHauptkun­
den: Lidl und Netto) entflillt. Betroffen 
wären die Werke Calvörde, Waibstadt 
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sion wurde von den Europaabgeordneten 
vorige Woche aufgefordert, in diesem 
Sinne tätig zu werden. 

Außerdem solle sie eine detaillierte 
Schätzung der Kosten vorlegen, die bei 
ordnungsgemäßer Arbeit der Lebens­
mittelbehörde anfallen werden, erklärte 
das Europaparlament in einer Entschlie­
ßung zum Weißbuch der EU-Kommis­
sion zur Lebensmittelsicherheit, die mit 
großer Mehrheit in Straßburg verab­
schiedet wurde. Dabei beriefen sich die 
Abgeordneten auf ihr Mitentscheidungs­
recht gemäß Artikel 152 des EU-Ver­
trags. 

Die Kommission wurde ferner aufge­
fordert, neben dem Legislativvorschlag 
zur Einrichtung der Lebensmittelagentur 
eine Reihe von Punkten als Prioritäten 
für Rechtsvorschriften zu prüfen, so 
unter anderem eine allgemeine Rahmen­
richtlinie über das Lebensmittelrecht, 
eine Richtlinie über das Frühwarnsys­
tem, eine Verordnung über Futtermittel, 
eine Richtlinie über höchstzulässige Pes-

klärte, es gehe darum, eine europäische 
Lebensmittelagentur einzurichten, die 
objektiv, verantwortlich und transparent 
arbeite, der Lebensmittelsicherheit die­
ne und wissenschaftliche Erkenntnisse 
bewerte. Ihre Aufgabe sollten die Risi­
kobewertung und die Empfehlung von 
Risikomanagementmaßnahmen sein. 

Das Europäische Parlament sprach 
sich ferner dafür aus, dass die EU-Kom­
mission auch weiterhin die amtlichen 
Kontrollen überprüfe, um mögliche Un­
zulänglichkeiten zu ermitteln. Zudem 
sollten sowohl die Verbraucherschutz­
verbände als auch repräsentative Vertre­
ter von anderen an der Nahrungsmittel­
kette Beteiligten stärker in die Informa­
tionspolitik einbezogen werden. Die Öf­
fentlichkeitsarbeit müsse insgesamt for­
ciert werden, forderten die Europaabge­
ordneten. 

Berichterstatter Bowis betonte, Auf­
gabe des Europarlaments werde es sein, 
die Arbeit der Lebensmittelagentur zu 
verfolgen und zu überwachen. Nicht nur 
Lebensmittel, auch Futtermittel müssten 
überwacht werden, unterstrich der Brite. 
Der Direktor der zu schaffenden Behör­
de solle vor dem Parlament angehört 
werden, vor dem Umweltausschuss, aber 

"Wenn wir nicht das Frühwarnsystem 
modernisieren und die Mitgliedsstaa­
ten in die Verantwortung nehmen, 
dann werden wir Probleme bekom­
men," Dagmar Roth-Behrendt, SPD-Eu-
ropaabgeordnete Foto: LZ·Archiv 

auch vor anderen Ausschüssen wie bei­
spielsweise dem Landwirtschaftsaus­
schuss. Außerdem müsse die Behörde 
einen Jahresbericht vorlegen. Ihr Ver­
waltungsrat sollte mit Experten und Wis­
senschaftlern besetzt sein; sie müssten 
verständliche Berichte erstatten, forder­
te Bowis. Außerdem müsse die Lebens-

mit internationalen Stellen. Zurzeit gebe 
es fünf Wissenschaftliche Ausschüsse 
und einen Verwaltungsausschuss in der 
Kommission, führte der Berichterstatter 
aus. Diese müssten zusammengefasst 
werden. Die Ergebnisse der Ausschüsse 
sollten auf einer Internetseite veröffent­
licht werden. 

Die SPD-Europaabgeordnete Dag­
mar Roth-Behrendt sagte, es müssten 
Bedingungen geschaffen werden, durch 
die sichere Lebensmittel möglich seien. 
Sie forderte strengere Futtermittelgeset­
ze und Hygienevorschriften. Man brau­
che neue Rahmenrichtlinien. Die EU­
Kommission habe mit einem ehrgeizi­
gen Programm begonnen. Es sei schön, 
eine Lebensmittelbehörde einrichten zu 
wollen, so die SPD-Politikerin . Doch 
wenn nicht die Mitgliedsstaaten vor Ort 
Kontrollen durchführten, dann könnten 
20 neue Behörden nichts ändern. Dann 
werde die Behörde nur ein Land und ei­
nen Ort glücklich machen, aber nichts 
bewirken, stellte Frau Roth-Behrendt 
fest. Die Durchsetzung der Hygienevor­
schriften und die Kontrolle vor Ort seien 
das Allerwichtigste, und hier müssten 
die Mitgliedsstaaten ihre Hausaufgaben 
machen. Wie./AgE. 

Russisches Roulette gibt es nicht mehr 
Die rechtlichen Voraussetzungen für deutsche Investitionen in Russland haben sich weiter verbessert 

Frankfurt, 2. November. Im Mittelpunkt 
des vor kurzen vom DOM (Deutsches 
Ostforum München e.v.) veranstalteten 
Expertengesprächs zum Thema 
"Rechtssicherheit / Rechtsunsicherheit -
Deutsche Unternehmen in Russland und 
Osteuropa" stand die Frage, ob sich für 
deutsche Unternehmen unter der unab­
wägbaren Rechtslage in Russland der 
Markteintritt lohnt oder nicht. 

Im Einzelnen bedeutet das für investi­
tionswillige Unternehmen, geeignete 
Lösungen für Finanzierung, Immobi­
lienerwerb, Steuern, Standort, Manage­
ment und Verkauf zu finden. Dass die 
angesprochene Frage nicht einfach zu 
beantworten sei, darauf verwies Dr. Jür­
gen Steinmaßl, DG Interprojects. Man 
müsse sich, wie bei jedem anderen Aus­
landsengagement auch, auf die besonde­
ren Merkmale der Wirtschaftskultur des 
Landes genau einlassen. Ein Fehler sei es 
grundsätzlich, die gleiche Schablone wie 
im Heimatland anzulegen. Je östlicher 
man gehe, um so deutlicher würden die 
Unterschiede in der Mentalität zu Tage 
treten: "Wir machen unseren Mitarbei­
tern und Partnern vor Ort erst einmal 
klar, dass wir nicht nur im selben Boot 
sitzen, sondern auch in die gleiche Rich­
tung rudern müssen." 

Im rechtlichen Bereich liegt die 
Grundproblematik nicht daran, dass man 
vor russischen Gerichten kein Recht be-

kommt. Dr. Alexander Blumhardt, 
Knauf Westdeutsche Gipswerke, wies 
daraufhin, dass sein Unternehmen zwar 
zahlreiche Prozesse letztinstanzlich ge­
wonnen habe. Die Vollstreckung erstrit­
tener Urteile allerdings bereite mitunter 
Schwierigkeiten. Ein gewonnener Pro­
zess gegen ein staatliches Unternehmen 
bedeute nicht gleichzeitig, dass die 
unterlegene Partei auch die Kosten über­
nehme. Wer sich auf einen Rechtsstreit 
einlasse, müsse sein eigenes Finanzpo­
tential und das Ziel genau abwägen. 

Grundeigentum kann in Russland 
durch Unternehmen nur in Ausnahme­
fällen erworben werden. In der Regel er­
hält man es maximal auf 49 Jahre zur 
Pacht. Nur wer in ehemalige staatliche 
Betriebe, die so genannten privatisierten 
Gesellschaften, investiert, so Dr. N atalie 
Iwanow von der Sozietät Haarmann, 
Hemmelrath & Partner, kann Eigentum 
an dazugehörigen Grundstücken erwer­
ben. Allerdings soll es in den nächsten 
Jahren besser werden. Gesetzesvorlagen 
lägen der Duma zur Abstimmung vor. 

Der Lebensmittelhersteller Ehrmann 
hat mehrere Standorte geprüft, so Quirin 
Wydra, der das Engagement begleitete, 
bevor man sich schließlich in der Nähe 
von Moskau niedergelassen hat. Mit 13 
verschiedenen russischen Behörden, die 
für alle Genehmigungen zuständig seien, 
habe man es zu tun gehabt. Darauf müsse 
sich jeder Investor zunächst einstellen. 

Allerdings habe das intensive Engage­
ment von höchsten russischen Regie­
rungssteIlen dann schnell zum Erfolg ge­
führt. 

Nicht ohne Tücken seien beispiels­
weise im Steuerrecht Buchungsfehler, 
auch wenn sie nur aus Verständnisfeh­
lern eines russischen Buchhalters rühr­
ten. Es hafte das Unternehmen, und die 
Behörden ließen in solchen Fällen auch 
nicht mit sich reden. 

Die Steuerung eines Ostengagements 
sollte nach Ansicht von Jürgen Stein­
maßl zunächst auf eine Tandemlösung -
ein einheimischer Geschäftsführer mit 
einem deutschen Coach - bei der Füh­
rung zurückgreifen. Seien die Mitarbei­
ter eingearbeitet und liefen die Geschäfte 
erst einmal, dann könne man alles getrost 
den Leuten vor Ort überlassen. Stein­
maßl: "Man darf den Leuten etwas zu­
trauen. Das schnellste Projekt meiner 
Laufbahn habe ich in Novosibirsk durch­
gezogen. Das Engagement war beein­
druckend." 

Besonders hervorgehoben wurden 
entgegen den landläufigen Vorurteilen 
die guten Geschäftsgrundsätze der russi­
schen Partner. Klaus Beisse, Vorstands­
vorsitzender Klöckner Holstein Seitz 
Maschinen- und Anlagenbau AG: "Ein 
Handschlag gilt." Die solide und dauer­
hafte Geschäftsbeziehung sei wichtiger 
als der Preis. Beisse: "Wir machen gute 
Geschäfte zu guten Preisen." JF. 

Riester-Novelle zur Betriebsverfassung in der Kritik 
BGA-Präsident Fuchs: Mittelstand damit total überfordert - Bundestag zur Ablehnung aufgefordert 

Berlin, 2. November. Die Novelle des 
Betriebsverfassungsgesetzes ist nach 
Auffassung des Bundesverbandes des 
Deutschen Groß- und Außenhandels 
(BGA) "völlig überflüssig". 

Die Arbeitgeber könnten die vorliegen­
den Eckpunkte zur Reform, die Bundes­
arbeitsminister Walter Riester von "den 
Gewerkschaften in den Block diktiert" 
worden seien, nicht akzeptieren, sagte 
BGA-Präsident Michael Fuchs am vori­
gen Donnerstag in Berlin. Die neben an­
derem vorgesehene vereinfachte Be­
triebsratswahl, die Absenkung der für 

die Betriebsratsgröße maßgeblichen Ar­
beitnehmerzahl, die erweiterten Mit­
spracherechte bei Einstellungen seien 
Punkte, die kleine und mittelständische 
Unternehmen überforderten. 

"Wir brauchen sie nicht", betonte 
Fuchs. Schon derzeit seien die deutschen 
Mitbestimmungsrechte so weitgehend 
wie in keinem anderen europäischen 
Land. "Wenn diese nun zusätzlich aus­
geweitet werden, schreckt das nationale 
und internationale Investoren", warnte 
der BGA-Präsident. Auch der von der 
Bundesregierung geplante Rechtsan­
spruch auf Teilzeitarbeit würde kleine 

und mittelständische Unternehmen 
überfordern. 

Könne ein Arbeitnehmer künftig auf 
Zuruf frei entscheiden, wie stark er seine 
vertraglich vereinbarte Arbeitszeit redu­
zieren und wann er sie erbringen wolle, 
werde das zu chaotischen Zuständen in 
der Branche führen, befürchtet der 
BGA-Präsident. Er forderte den Deut­
schen Bundestag auf, das Gesetz abzu- , 
lehnen. Fuchs wandte sich auch gegen 
die Neuregelung der befristeten Be­
schäftigungsverhältnisse. Auch diese 
schränke die Flexibilität des Arbeits-
markts weiter ein. Wie./vwd. 


